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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Der Wahlsieg der SVP bei den Nationalratswahlen, welcher sie von der viertgrössten
zur wählermässig stärksten Partei hatte anwachsen lassen, belebte die sporadisch
aufkeimende Diskussion um die Fortführung der sogenannten Zauberformel für die
parteipolitische Zusammensetzung der Landesregierung. Unmittelbar nach den
Nationalratswahlen verlangten Parteipräsident Maurer (ZH) und Nationalrat Blocher
(svp, ZH) einen der beiden CVP-Sitze, da diese nun zur schwächsten Bundesratspartei
geworden sei. Diese Forderung wurde von der SVP übernommen; die von der Partei
reklamierte Aussprache über eine neue Regierungszusammensetzung stiess aber bei
den anderen Bundesratsparteien auf kein Interesse. Die FDP zeigte keine Lust, einen
der beiden im Frühjahr frisch gewählten CVP-Vertreter bereits wieder abzuwählen, und
auch die SP konnte kein Interesse an der Schwächung der politischen Mitte zugunsten
der SVP haben. In der Folge änderte deshalb die SVP ihre Stossrichtung und verlangte
einen der beiden SP-Sitze. Mit dieser Forderung konnte sie zwar bei einigen
Freisinnigen auf Unterstützung hoffen, provozierte aber auch eine Gegenreaktion bei
der SP, welche erklärte, dass bei einer Abwahl eines ihrer beiden Regierungsmitglieder
auch das andere zurücktreten würde. Die FDP gestand zwar zu, dass eine rein
bürgerliche Regierung nicht ohne Reiz wäre, gab aber zu bedenken, dass die
bestehenden Volksrechte die Regierungspolitik lähmen könnten und zudem der SP ihre
Oppositionsrolle zu einfach machen würden. Ende November nominierte die SVP-
Fraktion ihren Bisherigen Adolf Ogi sowie, als Herausforderer für die beiden
Sozialdemokraten, Christoph Blocher. Die CVP-Fraktion sprach sich einstimmig und die
FDP-Fraktion bei einigen Gegenstimmen für die Bestätigung der Bisherigen und damit
gegen die Wahl von Blocher aus. 1

ANDERES
DATUM: 14.12.1999
HANS HIRTER

Am Abend des Wahlsonntags überraschte der Präsident der SVP, Ueli Maurer, die
Präsidenten der anderen Parteien vor laufender Fernsehkamera mit der ultimativ
vorgetragenen Forderung, dass bei der Gesamterneuerungswahl vom Dezember
Christoph Blocher anstelle einer der bisherigen CVP-Vertreter in den Bundesrat zu
wählen sei, ansonsten die SVP aus der Regierung austreten werde. Wie sich in letzterem
Fall der amtierende Bundesrat der SVP, Samuel Schmid, verhalten würde, blieb offen.
Die SVP-Fraktionsführung und später auch die Fraktion und eine
Delegiertenversammlung sanktionierten dieses in kleinem Kreis vorbereitete Vorgehen
Maurers erst im Nachhinein, aber ohne wesentliche Opposition. Die rasch
verstummende parteiinterne Kritik monierte, dass die üblichen Prozeduren bei der
Kandidatennomination missachtet würden, und dass ein so wichtiger Entscheid wie ein
Regierungsaustritt nur von einer Delegiertenversammlung oder einer Urabstimmung
gefällt werden könne.

Die beiden anderen bürgerlichen Regierungsparteien reagierten unterschiedlich. Die
FDP kritisierte zwar das aggressive Vorgehen der SVP, sah aber keinen Grund, deren
Anspruch auf einen der beiden CVP-Sitze und die Kandidatur Blocher zu bekämpfen.
Die von der SVP anvisierte CVP erklärte hingegen, dass ihre Vertreter nicht zurücktreten
würden und die Partei sie dabei voll unterstützen werde. Auch ihre Bundesräte Deiss
und Metzler liessen nie Zweifel daran aufkommen, dass sie wieder kandidieren würden.
Obwohl es an der kompromisslosen Haltung der CVP auch parteiinterne Kritik gab,
welche befürchtete, dass nach dem neuerlichen Wahlsieg der SVP ein Beharren auf den
zwei Bundesratssitzen für die CVP kontraproduktiv wäre, hielt die CVP-Spitze bis zur
Bundesratswahl vom 10. Dezember an dieser Linie fest. In der Vorbereitung des Terrains
für die Bundesratswahl machte sich die CVP die Idee der SP zu Eigen, dass die SVP,
zumindest vorläufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten
solle. Dabei griff sie die FDP auch inhaltlich an: Mit ihrer Unterstützung der Kandidatur
Blocher sei diese zum Anhängsel der SVP geworden und nicht mehr repräsentativ für
ihre gemässigt bürgerliche Wählerschaft. Diese werde einzig noch durch die CVP
vertreten, weshalb deren Anspruch auf zwei Sitze gerechtfertigt sei. Eine Woche vor der
Wahl beschloss die Fraktion, an der Wiederkandidatur sowohl von Deiss als auch von
Metzler festzuhalten. Zudem entschied sie, dass die zuerst antretende Metzler bei einer
Nichtwahl nicht gegen den nach ihr zu wählenden Deiss antreten dürfe.

ANDERES
DATUM: 04.12.2003
HANS HIRTER
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Die Haltung der SP war nicht eindeutig und zudem stark von taktischen Interessen
geprägt. Im Sommer hatte Parteipräsidentin Brunner eine gewisse Bereitschaft
erkennen lassen, der SVP einen zweiten Regierungssitz zulasten der CVP einzuräumen.
Sie begründete diese von einem Teil der Linken als Tabubruch empfundene
Unterstützung der SVP nicht mit deren Wählerstärke, sondern mit dem Verhalten der
CVP, welche zu weit nach rechts gerückt sei. Indirekt gab sie damit der CVP zu
verstehen, dass eine SP-Unterstützung für die Verteidigung ihrer beiden
Regierungssitze nicht gratis zu haben sei. In der Phase der Wahlvorbereitungen
konkretisierte die SP-Spitze diesen Preis und verlangte von der CVP Zusicherungen, in
konkreten sozial-, wirtschafts- und finanzpolitischen Fragen die SP-Positionen
mitzutragen. Derartige Vorstösse wurden auch von den Grünen gemacht, welche aber
rasch zur Erkenntnis kamen, dass die Positionen der CVP und der GP zu weit
voneinander entfernt sind, um eine tragfähige Mitte-Links-Regierung zu bilden.
Rechnerisch wäre eine derartige Koalition möglich gewesen, verfügte doch die Linke
mit der CVP über eine knappe Mehrheit von 125:121 Stimmen in der
Bundesversammlung. Obwohl die CVP der SP keine inhaltlichen Zugeständnisse machte,
beschloss die SP-Fraktion eine Woche vor der Wahl, die beiden Kandidierenden der
CVP zu unterstützen. Nach den Nationalratswahlen war von Brunner auch die von der
CVP dankbar aufgenommene Idee ins Spiel gebracht worden, dass die SVP, zumindest
vorläufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten könnte. 2

Organisation der Bundesrechtspflege

Am 19. September reichten die Fraktionen der SVP, der SP und der GP im Nationalrat
Dringliche Interpellationen dazu ein, mit der Absicht, die Diskussion über die Affäre um
Roschacher noch in der laufenden Herbstsession, das heisst vor den
Nationalratswahlen durchführen zu können (07.3573 - 07.3577). Das Ratsbüro, die CVP
und die FDP lehnten die Dringlichkeit dieser Vorstösse ab, und unterstellten der Linken
und der SVP, diese Debatte für Wahlkampfzwecke instrumentalisieren zu wollen. Sie
konnten sich aber nicht durchsetzen. Die Diskussion fand am 3. Oktober statt und
wurde direkt vom Fernsehen übertragen. An der neunzig Minuten dauernden Debatte
nahmen von Seiten des Bundesrates der direkt involvierte Justizminister Blocher und
Bundespräsidentin Calmy-Rey teil. Bundesrat Blocher bezog in einem sehr
ausführlichen Votum zu den Vorwürfen der GPK Stellung und rechtfertigte sich für das,
was die GPK als Verstösse gegen die Gewaltenteilung und die Kompetenzordnung gerügt
hatte. Die Diskussion im Plenum wurde wie erwartet voll in den Dienst des Wahlkampfs
gestellt. So stellte die CVP kleine Plakate mit ihren Wahlkampfslogans auf ihre Pulte und
SVP-Präsident Maurer (ZH) schloss seine Rede mit einem direkten Aufruf an das
Fernsehpublikum, die SVP zu wählen. Als Replik darauf befasste sich SP-Präsident Fehr
(SH) in seiner Rede statt mit dem GPK-Bericht mit allen bisherigen „Fehlleistungen“ von
Bundesrat Blocher und rief das Parlament auf, ihn als Sanktion im nächsten Dezember
nicht wieder zu wählen. 3

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 03.10.2007
HANS HIRTER

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Im Berichtsjahr wählten sechs Kantone (AG, GE, GR, NE, SO und VS) ihr Parlament neu.
Hiess die Wahlsiegerin letztes Jahr noch SVP, so erzielte im Berichtsjahr mit 22
zusätzlichen Sitzen die SP die höchsten Gewinne. Sie legte dabei in der Deutschschweiz
auf Kosten der Grünen, dem LdU und linken Kleinparteien, in der Westschweiz hingegen
auf Kosten der bürgerlichen Parteien CVP, FDP und Liberale zu. Die CVP verlor
insgesamt neun, die FDP sechs und die LP vier Mandate. Dagegen gewann die SP in allen
sechs wählenden Kantonen Sitze dazu. In Genf errang der Linksblock gar erstmals eine -
wenn auch knappe - Mehrheit im Parlament. Damit ist Genf seit dem zweiten Weltkrieg
der erste Kanton, der ein Parlament mit linker Mehrheit erhielt, auch wenn sich diese
nur von der Sitzanzahl, nicht aber von den Wähleranteilen her ergab.

Die zweite Siegerin, die SVP, holte ihre zusätzlichen Sitze bei der Freiheits-Partei.
Während die SVP in den Kantonen Aargau und Solothurn 18 Sitze dazugewann, verlor die
Freiheits-Partei in diesen beiden Kantonen deren 18 und musste damit wie bereits im
letzten Jahr von allen Parteien die grössten Sitzeinbussen verbuchen. Aargauer und vor
allem Solothurner SVP lassen sich dem konservativen Flügel der SVP zuzählen. Dagegen
verlor in Graubünden die sich dem liberalen Flügel zuordnende SVP einen Sitz.

WAHLEN
DATUM: 01.01.1997
EVA MÜLLER

01.01.65 - 01.01.22 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die Grünen verloren insgesamt einen Sitz, überraschten aber in Genf, wo man wegen
des geltenden Quorums bereits über ein Ausscheiden der Partei aus dem Parlament
spekuliert hatte, mit einer klaren Wiedererstarkung und zwei Sitzgewinnen. Bei der
PdA/Linksallianz glichen sich zwei Sitzgewinne in Neuenburg mit zwei Sitzverlusten in
Genf aus. Der LdU verlor im Kanton Aargau nach internen Querelen drei Sitze und den
Fraktionsstatus, während die EVP ihre acht Sitze verteidigen konnte. Eher überraschend
legten im Aargau die Schweizer Demokraten um vier Sitze zu, und die religiös-rechte
EDU konnte mit einem Sitz neu ins Parlament einziehen. Im Kanton Graubünden verlor
die DSP einen Sitz.

Die Bundesratsparteien SP, CVP, FDP und SVP legten insgesamt weiter zu (+24 Sitze),
auch wenn für diese Erstarkung ausschliesslich SVP und SP verantwortlich sind. Dieser
Trend, der die letzten Nationalratswahlen von 1995 geprägt hatte, setzte sich also auf
kantonaler Ebene fort.

Die letzten Parlamentswahlen von 1993 hatten unter dem Eindruck der Nichtwahl von
Christiane Brunner (sp, GE) zur Bundesrätin gestanden und hatten insbesondere im
linken Lager einen gewaltigen Solidarisierungs-Effekt ausgelöst ("Brunner-Effekt"). In
den fünf in diesem Jahr wählenden Kantonen Aargau, Solothurn, Genf, Neuenburg und
Wallis (Graubünden wählte 1994) hatte sich der Frauenanteil massiv erhöht; in
Solothurn und Neuenburg verdreifachte resp. verdoppelte sich ihre Vertretung sogar.
Die damals erzielten Mandatsgewinne konnten die Frauen 1997 nur zum Teil
verteidigen. In den Kantonen Aargau und Solothurn sank ihr Besitzstand um 2,5% resp.
um gar 4,8%. In Genf stagnierte er bei 36%, womit die Genfer Frauen
gesamtschweizerisch ihren Spitzenplatz aber verteidigen konnten. In Neuenburg und im
Graubünden erhöhte sich der Frauenanteil leicht, um eine Vertreterin resp. um zwei
Vertreterinnen. Dagegen machten die Walliser Frauen nach 1993 nochmals einen
gewaltigen Sprung nach vorne: Sie erhöhten ihre Sitzzahl um einen Drittel, von 10,8%
auf 16,2%. Gesamtschweizerisch nahm der Frauenanteil in den kantonalen Parlamenten
um zwei Sitze bzw. ein Promille ab (später ins Parlament nachrutschende bzw.
zurücktretende Frauen wurden nicht berücksichtigt) und lag damit Ende 1997 bei 23,1%
(694 von 2999).

Wahlen in kantonale Regierungen

Die Rückeroberung des vor 28 Jahren an die CVP verlorenen zweiten
sozialdemokratischen Sitzes auf Kosten der SVP war das zentrale Ereignis der Zürcher
Regierungsratswahlen. Anstelle des zurückgetretenen Jakob Stucki (svp) schaffte Moritz
Leuenberger (sp) den Ratseintritt an fünfter Stelle. Ein spannendes Kopf-an-Kopf-
Rennen entwickelte sich zwischen dem neuen Kandidaten der SVP, Grossratspräsident
Ueli Maurer, und dem vom LdU abgesprungenen Erziehungsdirektor Alfred Gilgen, der
schliesslich mit über 1500 Stimmen Vorsprung das Rennen gewann. Als Ersatz für den
abgetretenen Hans Künzi (fdp) trat der Unternehmer Ernst Homberger (fdp) in die
Regierung ein. Am meisten Stimmen erzielte Baudirektor Eric Honegger (fdp), der damit
die Spitzenreiterin der letzten Wahlen, Justizdirektorin Hedi Lang (sp), überholte. Der
Kandidat des LdU, Roland Wiederkehr, plazierte sich an letzter Stelle, ohne das absolute
Mehr zu erreichen. Verena Diener (gp) erreichte zwar das absolute Mehr, schied aber als
überzählig aus. 4

WAHLEN
DATUM: 07.04.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Landesverteidigung
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Militärorganisation

Malgré l’absence de soutien des partis gouvernementaux, les signatures pour les
référendums (armée et protection civile) ont été déposées lors de la deuxième moitié
du mois de janvier. Le camp des opposants conservateurs s’est amenuisé au fil de la
campagne et la gauche s’est en grande partie désintéressée de l’objet. Cette dernière
s’est concentrée sur les thèmes à teneur plus sociale au menu de la votation de mai. Le
camp conservateur s’est trouvé diminué par les divisions internes de l’UDC. Ce parti a
finalement accepté le projet en assemblée, principalement grâce à l’engagement de son
conseiller fédéral Samuel Schmid, en charge du dossier. De nombreuses sections
cantonales ont toutefois rejeté Armée XXI. Quant à l’ASIN, d’ordinaire prompte à
combattre tout projet de réforme de la défense nationale ou marquant une volonté
d’ouverture du pays, son comité a décidé de ne pas donner de mot d’ordre et de ne pas
soutenir financièrement les opposants. Le manque de moyens du principal comité
opposé à la réforme (Bürgerkomitee für eine unabhängige und leistungsfähige
Milizarmee in einer neutralen und sicheren Schweiz), dirigé par l’ancien divisionnaire
Hans Wächter, et la difficulté de coordonner l’action des nombreux groupes le
composant ont été soulignés par de nombreux commentateurs. Début avril, un «
Comité fédéral pour une Suisse souveraine, neutre et démocratique », regroupement
d’organisations proches des milieux conservateurs, a condamné une dérive politique
vers l’OTAN et la création de dépendances techniques et organisationnelles par rapport
à l’étranger. De plus, la capacité de la nouvelle armée à défendre l’intégralité du
territoire a été mise en question. En fin de campagne de votation, durant la dernière
semaine d’avril, un comité de parlementaires, présidé par le conseiller national
Thurgovien Alexander Baumann (udc) et composé d’une dizaine de députés, est venu
renforcer le camp de l’opposition. Ils ont rappelé le danger que représentait le projet
pour la milice, ainsi que le risque d’aboutir à une armée à deux classes. Ils ont en outre
prétendu que les coûts allaient exploser et qu’à terme c’était l’entrée dans l’OTAN qui
était visée par le DDPS. Les rangs de l’opposition parlementaire étaient nettement plus
réduits que lors du vote au plénum. Sur les 18 UDC qui avaient refusé le projet au
parlement, ils n’étaient plus que huit dans ce comité. On y trouvait la frange la plus
conservatrice du parti représentée par le Zurichois Ulrich Schlüer, accompagné du
président de l’ASIN Hans Fehr, de Toni Bortoluzzi (ZH) ou encore de Christoph Mörgeli
(ZH). L’unique député des Démocrates suisses, le bernois Bernhard Hess, ainsi que le
représentant de l’Union démocratique fédérale, le bernois Christian Waber, s’étaient
associés à cette démarche. De nombreux poids lourds de l’UDC, tels le président du
parti Ueli Maurer ou Christoph Blocher, malgré leur opposition aux changements
législatifs, ne figuraient pas dans ce comité, de même qu’aucun romand. Il convient de
préciser que la gauche, au sein de laquelle se trouvaient certains opposants, avait
d’emblée refusé d’être associée à un tel comité parlementaire.
Le conseiller fédéral Samuel Schmid, ainsi que des représentants des gouvernements
cantonaux, ont lancé la campagne à l’occasion d’une conférence de presse organisée à
la mi-février. Ils ont rappelé qu’Armée XXI était le meilleur compromis pour avoir une
défense nationale moins chère, moderne, plus souple et répondant aux menaces de
son temps. Ils ont également rappelé que la coopération internationale ne remettait pas
en cause la neutralité. Ils ont souligné que la formation serait améliorée, avec des cours
de répétition à un rythme annuel. De plus, l’abaissement de l’âge de libération,
combiné au raccourcissement de la formation des cadres, devraient faciliter le
recrutement de volontaires pour un service d’avancement. Le chef du DDPS a
également défendu la réorganisation de la protection civile et estimé que la meilleure
coopération entre les institutions chargées de la sécurité (polices, pompiers, services
sanitaires, protection civile) justifiait le soutien aux modifications légales. Le conseiller
d’Etat valaisan Jean-René Fournier (pdc), président de la Conférence des directeurs
cantonaux des affaires militaires, a fait part de l’appui des 26 cantons aux deux projets
de réformes, estimant qu’ils prenaient en compte la limitation croissante des
ressources financières et les structures fédéralistes de la Suisse.
Un comité favorable aux réformes, intitulé « 2 x oui pour l’Armée XXI et pour la
protection de la population » et fort de 116 parlementaires bourgeois, s’est présenté
aux médias à la fin du mois de février. Outre les arguments de l’efficacité et de la
modernité, les avantages de la réduction des jours de service pour les vies familiales et
professionnelles ont été mis en exergue. La capacité de cette nouvelle structure à faire
face aux nouvelles menaces (terrorisme, extrémisme) a également été invoquée. Les
délégués du parti socialiste ont recommandé de voter blanc à la réforme Armée XXI.
Trois sections cantonales ont cependant accepté Armée XXI (Fribourg, Neuchâtel,
Thurgovie). L’Assemblée des délégués de l’UDC s’est laissée convaincre par son
conseiller fédéral Samuel Schmid, même si elle n’a accepté la réforme de l’armée que
de justesse (165 voix contre 161). Douze sections cantonales et les Jeunes UDC se sont

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.05.2003
ROMAIN CLIVAZ
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en outre opposés à la réforme de l’armée. Le PRD et le PDC ont recommandé
l’approbation des projets. Au sein du parti écologiste, les délégués se sont montrés plus
réceptifs aux changements proposés, alors que le groupe parlementaire avait
nettement refusé le texte (8 non et une abstention), et ont recommandé de voter blanc.
La composition du comité référendaire, principalement des personnalités
conservatrices et des officiers à la retraite, a poussé les écologistes à ne pas rejoindre
le camp des opposants. Concernant la loi sur la protection de la population, les prises
de position des partis et associations ont peu varié par rapport à celles sur Armée XXI. 
Les deux réformes ont été largement soutenues par la population et par l’unanimité des
cantons. Celle de l’armée a été acceptée par 76% des votants. Celle de la protection de
la population l’a été encore plus largement avec 80% d’approbation. Cette dernière n’a
été que marginalement présente dans le débat. Bien que la majorité des cantons n’était
pas requise, le résultat illustre le large soutien populaire aux réformes, même dans les
cantons considérés comme plus conservateurs. Les cantons de Berne, Fribourg, Vaud
et Neuchâtel ont été les plus enthousiastes et ont accepté Armée XXI à plus de 80%
alors qu’Uri (63% de oui), Schaffhouse (62%) et Schwyz (60%) ont été les plus
sceptiques. La plus forte résistance constatée dans les cantons périphériques peut
s’expliquer par les conséquences de la réorganisation de l’armée. La fusion de places
d’armes, la centralisation des arsenaux ou l’affaiblissement de l’ancrage territorial des
troupes étaient de nature à les rendre méfiants. L’ancien divisionnaire Hans Wächter,
responsable du principal comité d’opposants, a estimé que c’était la fin de la Suisse «
telle que nous la connaissons ». Le conseiller national UDC thurgovien Alexander
Baumann, chef de fil du comité parlementaire défavorable aux réformes, a fustigé la
propagande d’Etat, à hauteur de plusieurs millions de francs, menée par le DDPS. Ce
dernier a répliqué que l’information aux soldats aurait également été faite sans
référendum. De nombreux commentateurs ont souligné l’importance de l’engagement
de Samuel Schmid dans la campagne. Par la sobriété de ses interventions et sa capacité
à convaincre les régions périphériques qu’elles ne seraient pas les grandes perdantes
de ces changements, le ministre de tutelle est parvenu à neutraliser bon nombre
d’oppositions. 

Modification de la loi sur l’armée et l’administration militaire. Votation du 18 mai
2003.

Participation: 50% 
Oui: 1 718 452 (76,0%) 
Non: 541 577 (24,0%) 

Mots d'ordre: 
– Oui: PDC, PRD, UDC (12*), PCS, PEV, PL; Economiesuisse, USP, UCAPS, USAM, USS. 
– Non: DS, PSL, UDF, PdT. 
– Blanc: PS (3*), PE. 
– Liberté de vote: Lega. 
– Pas de mot d’ordre: CSC. 
* Recommandations différentes des partis cantonaux.

L'analyse VOX a montré que même les sympathisants de l’UDC ont majoritairement
soutenu les réformes et accepté celle de l’armée à 64% et de la protection de la
population (71%). Les sympathisants des autres partis gouvernementaux l’on fait encore
plus nettement : 77% d’approbation d’Armée XXI par les socialistes (81% pour la
protection de la population) contre 87% par les radicaux (88%) et 91% par les
démocrates-chrétiens (93%). Au niveau des caractéristiques sociales et politiques
ayant joué un rôle dans l’orientation du vote, le clivage entre défenseurs de valeurs
modernistes ou traditionalistes s’est révélé significatif. Les citoyens estimant défendre
une Suisse moderne ont accepté Armée XXI à 83% (86% pour la protection de la
population) alors que ceux se réclamant d’une Helvétie gardienne des traditions ne
l’ont fait qu’à 63% (68%). Le critère de la confiance dans le gouvernement semble
également avoir eu un impact sur le niveau de soutien aux projets. Contrairement aux
scrutins précédents sur l’armée, la ligne de conflit entre ses opposants et ses partisans
ne semble pas avoir joué de rôle, les niveaux de soutien des deux camps étant très
proches. Les commentateurs ont estimé que la nature des objets permettait de
comprendre le peu de différences. La question ne concernait ainsi pas l’existence de
l’institution mais uniquement le maintien d’une structure, l’Armée 95, jugée dépassée
par les deux camps. 5
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Ausrüstung und Beschaffung

Réagissant aux déclarations, début janvier, du chef de l’armée Christoph Keckeis,
concernant la volonté du DDPS de se doter de nouveaux avions de combat pour
remplacer la flotte de Tiger dès 2010, le groupe socialiste du parlement (soutenu par les
Verts et le GSsA) s’est clairement positionné contre une telle acquisition lors de la
présentation de son programme de législature 2003-2007. Quant à l’UDC, si elle ne
s’est pas attaquée de manière directe à cet achat, son président Ueli Maurer (ZH) n’a
pas manqué pas de souligner que celui-ci ne constitue pas une « priorité » aux yeux du
parti. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 24.02.2004
ELIE BURGOS

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

In der Märzsession gaben zwei Interpellationen der SP (03.3023) und der FDP (03.3029)
dem Nationalrat Gelegenheit zu einer grossen Debatte über Massnahmen zur
Ankurbelung der Wirtschaft. Die Voten standen schon stark unter dem Aspekt der
Kampagne für die Parlamentswahlen vom Herbst und bestätigten die grosse Differenz
zwischen den Konzepten der SP und der GP einerseits und der bürgerlichen Parteien
andererseits. Auffallend war freilich, dass sich die SVP, angeführt von Blocher (ZH),
nicht etwa auf die Linke einschoss, sondern auf die CVP und vor allem die FDP. Sie warf
ihnen vor, zwar die richtigen Strategien zu deklamieren (Deregulierung, Einschränkung
der Staatstätigkeit und Steuerabbau), aber nichts zu deren Realisierung beizutragen. In
Abweichung von seiner üblichen Praxis, Vorstösse, welche in den Kompetenzbereich
der Regierung eingreifen oder von dieser Berichte oder Abklärungen verlangen, in
Postulate oder Empfehlungen umzuwandeln, überwies der Ständerat Teile der im
Vorjahr vom Nationalrat überwiesenen Motion der FDP-Fraktion für eine Politik der
Förderung des Wirtschaftswachstums durch die Regierung. Eine Empfehlung von
Brunner (sp, GE; 03.3065), aus konjunkturpolitischen Gründen mehr Mittel der
Kommission für Technologie und Innovation (KTI) für die direkte Unterstützung von
neugegründeten Unternehmen einzusetzen, wurde vom Bundesrat vor allem aus
ordnungspolitischen Gründen bekämpft und vom Ständerat deutlich abgelehnt. 7

MOTION
DATUM: 18.06.2003
HANS HIRTER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Der Nationalrat behandelte die Vorlage in seiner Wintersession und folgte dabei den
Vorschlägen der Landesregierung, verankerte aber zusätzlich explizit die
Unentgeltlichkeit der menschlichen Organspende. Ein von den Grünen unterstützter
Rückweisungsantrag von Felten (sp, BS), welche befürchtete, dass der Bund damit einen
Blankocheck für die zentralisierte Organbeschaffung erhalte, wurde sehr deutlich
abgelehnt. Ebenfalls keine Chance hatte der Antrag der SP auf ein Festschreiben der
Freiwilligkeit der Spende. Das Wort Spende enthalte per definitionem den Begriff der
Freiwilligkeit, argumentierten vor allem bürgerliche Kreise, weshalb es nicht nötig sei,
diese noch speziell festzuschreiben. Die von den Grünen unterstützte SP hatte mit
ihrem Antrag verhindern wollen, dass auf Gesetzesstufe die sogenannte
"Widerspruchslösung" eingeführt wird, bei der eine Organentnahme möglich ist, wenn
diese vom Verstorbenen oder seinen Angehörigen nicht ausdrücklich verweigert wird.
Ein weiterer Antrag der SP und der Grünen für ein Moratorium zur Xenotransplantation
(Übertragung gentechnisch veränderter tierischer Organe auf den Menschen) bis ins
Jahr 2010 wurde ebenfalls verworfen. Die Gegner befürchteten vor allem eine
Behinderung der Forschung in der Schweiz. Als Übergangslösung bis zum Vorliegen
eines eigentlichen Transplantationsgesetzes kündigte Bundesrätin Dreifuss an, dass sie
in Kürze dem Parlament beantragen werde, die Bewilligungspflicht für allfällige
Xenotransplantationen in den dringlichen Beschluss über die Kontrolle von Blut,
Blutprodukten und Transplantaten aufzunehmen. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.1997
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.22 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Eine neue Finanzierungsquelle will ein „Komitee sichere AHV“ um Nationalrat
Rechsteiner (sp, BS), alt Bundesrat Tschudi und alt SP-Präsident Hubacher mit der
Bewirtschaftung des Reingewinns der Nationalbank und mit der Einführung einer
nationalen Erbschaftssteuer erschliessen, deren Erlös vollumfänglich in den AHV-
Fonds fliessen soll. Die SP zeigte sich zuerst etwas verärgert über das Vorprellen der
„Basler Connection“, musste dann aber zugeben, dass damit der Partei die Möglichkeit
gegeben wurde, sich gegenüber den Sozialabbauplänen der SVP als Hüterin des
Sozialstaats zu profilieren. Die bereits im Sommer klar gesetzte neue Parteipräsidentin
und Ständerätin Brunner (GE) versprach ihre Unterstützung bei der Lancierung einer
diesbezüglichen Volksinitiative. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.04.2000
MARIANNE BENTELI

Krankenversicherung

Nur eine gute Woche nach dem Scheitern der SP-Gesundheitsinitiative lancierte die
Westschweizer Organisation „Mouvement populaire des familles“ die Volksinitiative
„für eine soziale Einheitskrankenkasse“. Sie strebt eine nichtstaatliche Einheitskasse
mit einkommensabhängigen Prämien (ohne Einbezug der Mehrwertsteuer zu deren
Finanzierung) und die völlige Transparenz bezüglich der Verwendung der Gelder der
Grundversicherung und der Reserven an. Hinter dem Begehren standen von Anbeginn
die Grüne Partei der Schweiz, die SP-Sektionen Waadt, Genf und Unterwallis, die
Jungsozialisten (Juso), die PdA sowie die Gewerkschaft Comedia. Nationalrat Cavalli (sp,
TI) kündigte bereits am Abstimmungssonntag an, seine Partei werde diese Initiative
unterstützen. Von der SP-Geschäftsleitung wurde er allerdings umgehend desavouiert.
Parteipräsidentin Brunner (GE) sprach sich deutlich für eine Denkpause aus. Damit
setzte sie sich Ende Juni an der Delegiertenversammlung ihrer Partei auch durch; die
SP befürchtete offenbar, dass die Unterstützung einer Einheitskasse als erster Schritt
zur Einführung von gesamtschweizerischen Einheitsprämien verstanden würde, in der
Deutschschweiz mit ihrem tieferen Prämienniveau wohl kein populäres Thema so kurz
vor den nationalen Wahlen. Mitte November sprach sich die SP-Geschäftsleitung dann
doch für eine politische Unterstützung der Volksinitiative aus; die
Delegiertenversammlung stellte sich daraufhin ebenfalls hinter dieses Vorhaben. 10

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.05.2003
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Bereits in der Vernehmlassung zur Aktualisierung der Bundesverfassung hatten SP und
SGB beantragt, die Integration der Ausländerinnen und Ausländer als eines der
Sozialziele neu zu verankern. Entsprechend beantragte Brunner (sp, GE) im Ständerat in
Art. 41, dass sich Bund und Kantone im Rahmen ihrer Mittel und ihrer Zuständigkeiten
dafür einsetzen, dass jede ausländische Person sozial und beruflich integriert wird. Sie
verwies darauf, dass eines der Hauptanliegen der Verfassungsrevision die Übernahme
der heutigen Realität sei, weshalb es nicht angehe, bei den sozialen Zielen, die sich die
Gesellschaft setze, eine derart bedeutende Minderheit der Bevölkerung nicht speziell
zu erwähnen. Mit dem Argument, dass man nicht die Integrationsbemühungen einer
einzelnen Minderheit besonders privilegieren könne, die Kompetenz des Bundes,
ausländerpolitisch zu handeln, mit Art. 121 zudem ohnehin gegeben sei, wurde der
Antrag mit 31 zu 4 Stimmen abgelehnt.

Im Nationalrat folgte Hubmann (sp, ZH) diesem Hinweis und regte einen neuen
zusätzlichen Absatz im Ausländerartikel an, in dem gesagt werden sollte, dass der Bund
die soziale und berufliche Integration der Ausländerinnen und Ausländer fördert.
Bundesrat Koller verwies auf die laufende Teilrevision des ANAG, in welchem ein
Integrationsartikel materiell zwar angenommen, bis zum Zeitpunkt dieser Beratung aber
an der Ausgabenbremse gescheitert war. Er gab seiner Hoffnung Ausdruck, dass dieses
wichtige ausländerpolitische Anliegen auf Gesetzesstufe geregelt werden könne. Es auf
Verfassungsstufe zu erheben, schien ihm aber übertrieben, da die Ausländerpolitik ja
noch andere Ziele verfolge, wie etwa das ausgewogene Verhältnis zwischen
einheimischer und ausländischer Bevölkerung, die alle auch nicht explizit in die
Verfassung aufgenommen worden seien. Auf seinen Antrag wurde der Antrag mit 88 zu
67 Stimmen abgelehnt. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.01.1998
MARIANNE BENTELI
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Frauen und  Gleichstellungspolitik

Im Ständerat machte Cavadini (lp, NE) in der Eintretensdebatte zur Revision geltend, die
Feminisierung des Textes sei im Französischen nur auf Kosten der sprachlichen Qualität
zu erreichen und im Italienischen völlig undenkbar. Dem hielt Aeby (sp, FR) entgegen, es
gebe in der französischen Sprache durchaus Möglichkeiten, dem legitimen Anliegen der
Frauen Rechnung zu tragen. Brunner (sp, GE) stellte den Antrag auf eine
geschlechtsneutrale Formulierung in der Detailberatung von Art. 8. Sie meinte, der
Geist der neuen Verfassung, der sich auch in den verwendeten Begriffen ausdrücke,
dürfe nicht vom Diktat ehemals reiner Männergremien (Académie Française) diktiert
werden. Mit ihrem Einverständnis wurde die Frage auf später verschoben und die
Redaktionskommission gebeten, entsprechende Textvorschläge zu unterbreiten. Im
Nationalrat stellten Parlamentarierinnen aus der SP die gleiche Forderung für die
französische und die italienische Ausgabe der Verfassung. Auch hier wurden die beiden
romanischen Texte der Redaktionskommission zugewiesen. Zu einer parlamentarischen
Debatte über die schliesslich gefundene Lösung kam es nicht. In der definitiven Fassung
der neuen Verfassung sind die französischen und italienischen Formulierungen aber
soweit als möglich geschlechtsneutral . 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.1998
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Nationalrat Blocher (svp, ZH) hatte in seiner traditionellen Albisgüetli-Rede die
Sozialdemokratie in die Nähe zum Faschismus gerückt. Die SP drohte darauf hin mit
dem Boykott der Bundesratsparteiengespräche und verlangte von der SVP eine klare
Distanzierung von den Aussagen Blochers. Mitte März machte die SP ihre Drohung war.
Im Berichtsjahr fanden daher zwei separate Dreiergespräche statt; SP und SVP
verhandelten getrennt voneinander mit FDP und CVP. Nach einer formellen
Entschuldigung durch SVP-Präsident Maurer beteiligte sich die SP wieder an den
Vierergesprächen. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Grosse Parteien

Von den Bundesratsparteien legte die SP bezüglich ihrer Haltung zum EWR schon weit
im Vorfeld der Abstimmung die grösste Geschlossenheit an den Tag, ohne jedoch
interne Kritik – vor allem seitens der Verteidiger direktdemokratischer Instrumente – zu
ersticken. Die Partei akzeptierte den EWR als Übergangslösung und forderte
innenpolitische Reformen als flankierende Massnahmen in den Bereichen Sozial- und
Umweltpolitik. Als mittelfristiges Ziel sprach sich die SP allerdings für einen EG-Beitritt
aus, da nur ein solcher gleichberechtigte Mitsprache und -verantwortung gewähre. Mit
47 zu 4 Stimmen beantragte der Vorstand, am Parteitag von Genf die Ja-Parole zu
fassen. Die Delegierten folgten diesem Antrag mit 521 zu 62 Stimmen – entgegen den
Voten von Nationalrat Gross (ZH) sowie der Nationalrätin von Felten (BS), welche das
Vertragswerk als undemokratisch und zu wirtschaftsfreundlich resp. sexistisch
ablehnten –, obwohl in der Sondersession zum Eurolex die Forderung nach
flankierenden Massnahmen nicht durchgesetzt werden konnte. Drei Wochen vor der
Abstimmung über den Beitritt zum EWR äusserte Parteipräsident Bodenmann im
parteiinternen Pressedienst, nur ein Wunder könne noch ein Ja zum EWR bringen,
worauf vor allem die Neuenburger Sektion bemängelte, der Präsident habe zu früh
resigniert. Die Vorwürfe seitens der Romands wurden nach der Verwerfung des EWR-
Abkommens erneut erhoben. 14

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.10.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die SP verabschiedete am Parteitag ihr Wirtschaftsprogramm für die Jahre 1994 bis
2005 unter dem Titel «Mit radikalen Reformen die Zukunft gestalten». Mit knappem
Mehr entschieden die Delegierten, dass die Reformen innerhalb des herrschenden
kapitalistischen Systems durchzuführen seien. Die Überwindung des Kapitalismus stelle
für die nächsten zwölf Jahre kein Ziel der SP mehr dar, da die Partei der herrschenden
Wirtschaftsordnung zurzeit kein grundlegend neues und glaubwürdiges Konzept
entgegenzusetzen habe. Der Abschied von der traditionellen grundsätzlichen
Kapitalismuskritik sorgte innerhalb der Partei für eine breite, kontroverse Diskussion.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.06.1994
EVA MÜLLER
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Nationalrätin Margrith von Felten (BS) schalt das Papier in einem Rückweisungsantrag
als «Arrangement mit den herrschenden Verhältnissen». Ausserdem kritisierte die
zentrale Frauenkommission der Partei, dass Frauenforderungen im
Wirtschaftsprogramm zu wenig berücksichtigt würden. Insgesamt hatten über 400
Sektionen und Kantonalparteien Änderungsanträge eingereicht. Ein Antrag der Zürcher
Kantonalsektion, der forderte, das Ziel des sozialen Friedens sei aus dem Programm zu
streichen, wurde von den Delegierten knapp und etwas überraschend mit dem
Argument angenommen, die Sozialpartnerschaft werde von den Arbeitsgebern verletzt.
Das über 100seitige Wirtschaftskonzept fordert eine sozialere und ökologischere
Schweiz, mehr Wettbewerb und Transparenz der Schweizer Wirtschaft, eine neue
Landwirtschaftspolitik und eine Reform des Bildungswesens. 15

Nach der Rücktrittsankündigung Bodenmanns begann sich das Kandidatenkarussell
rasch zu drehen. Insbesondere die SP-Frauen meldeten ihren Anspruch auf das
Parteiamt an, wobei sie ein Kopräsidium forderten. Gleichzeitig führten
Parteiexponenten - weitgehend via Medien - eine teils gehässige Diskussion über den
Zustand und die künftige Ausrichtung der Partei. Nachdem sich chancenreiche
Kandidaten wie Ständerätin Christiane Brunner (GE) oder Nationalrat Franco Cavalli (TI)
zurückgezogen hatten, verblieben am Schluss nur der Nationalrat und Biobauer Andrea
Hämmerle (GR) und die - erst im letzten Augenblick kandidierende - Zürcher Stadträtin
Ursula Koch. Diese machte Ende Juni an einem Parteitag in Thun als Frau, Städterin
und einen neuen Stil versprechende Politikerin klar das Rennen gegen den «Bergler«
und Kontinuität garantierenden Hämmerle, obwohl sie keine politische Erfahrung auf
nationaler Ebene mitbrachte. Koch kündigte nach ihrer Wahl Grundwertediskussionen
in der SP an, versprach der Parteibasis mehr Macht und forderte die Wiederherstellung
des Primats der Politik vor der Wirtschaft.
Die SP-Frauen setzten ihre Forderung nach einem Co-Präsidium auch selbst um: Als
Nachfolgerinnen von Margrith von Felten (BS) wählten sie Jacqueline Fehr (ZH) und
Véronique Pürro (GE) gemeinsam ins Präsidentinnenamt der SP-Frauen. 16

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.06.1997
EVA MÜLLER

Mit sofortiger Wirkung trat im August die Basler Nationalrätin Margrith von Felten aus
der Sozialdemokratischen Partei aus und kündigte an, bei den Parlamentswahlen von
1999 als Parteilose auf einer links-grün-feministischen Liste zu kandidieren. Als Gründe
für ihren Austritt bezeichnete sie zunehmende politische Differenzen mit den SP-
Positionen. Sie kritisierte insbesondere den Kurswechsel der Partei in der
Wirtschaftspolitik; mit dem Wirtschaftskonzept von 1994 setze die Partei auf
Wirtschaftswachstum, was in ihren Augen angesichts der Bedrohung der
Lebensgrundlagen ein Irrsinn sei. Bis zum Ende der laufenden Legislaturperiode
wechselte sie in die Bundeshausfraktion der Grünen. 17

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.08.1998
URS BEER

Ende Februar traf sich die Fraktion ebenfalls zur Krisenberatung. Die Parlamentarier
setzten mit Koch (ZH), Fraktionspräsident Cavalli (TI) und der Genfer Ständerätin
Brunner eine dreiköpfige Arbeitsgruppe zur Ausarbeitung von Strukturreformen ein.
Versuche, Koch zu Fall zu bringen, wurden abgewiesen. Koch gab sich optimistisch
und erklärte, dass sie unter den gegebenen Umständen am Parteitag vom Oktober
wieder kandidieren wolle. 18

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.03.2000
DANIEL BRÄNDLI

Anfangs Mai brachte die Dreierkommission für die Strukturreform, in welcher
Bundesrätin Ruth Dreifuss Ursula Koch ersetzt hatte, ihre Arbeit zum Abschluss. Sie
schlug vor, die Führungsgremien (Geschäftsleitung und Parteivorstand) stark zu
verkleinern und die Basis mit der Einführung einer Delegiertenversammlung (zusätzlich
zum bisherigen Parteitag) konsequenter miteinzubeziehen. Als chancenreichste
Nachfolgerin für das Parteipräsidium wurde inzwischen Ständerätin Brunner gehandelt.
Generalsekretär Steiert trat noch im Mai aus seinem Amt zurück. Mit seinem Rücktritt
wolle er die Personaldebatte entkrampfen und seiner Partei die Rückkehr zu den
Sachthemen erleichtern. 19

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.05.2000
DANIEL BRÄNDLI
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An der Vorstandsitzung von Ende Mai hatte sich Christiane Brunner bereit erklärt, im
Oktober den SP-Vorsitz zu übernehmen. Mitte Juli äusserten Nationalrat Hans-Jürg
Fehr (SH) und seine Ratskollegin Christine Goll (ZH) Interesse am Vizepräsidium der
Partei. Für das Präsidialamt war Brunner noch keine ernsthafte Konkurrenz erwachsen.
Allein Hildegard Fässler (SG) stand lange im Gespräch, verzichtete aber Mitte August auf
eine Kampfkandidatur. In der Vorstandssitzung vom September wurde das Dreierteam
nominiert. 20

PARTEICHRONIK
DATUM: 04.09.2000
DANIEL BRÄNDLI

Erwartungsgemäss wurden Brunner, Goll und Fehr Mitte Oktober von den Delegierten
als Dreierteam ins Parteipräsidium gewählt. Die neue Parteipräsidentin Brunner
bekannte sich in ihrer Antrittsrede zum linken Kurs der SP. Es sei nicht die Aufgabe
ihrer Partei, die Defizite in der politischen Mitte auszugleichen. Auch die
Strukturreform der Partei wurde klar genehmigt. In die redimensionierte
Geschäftleitung neu aufgenommen wurden der Berner Grossrat Michael Kaufmann,
Rudolf Rechsteiner (BS) und der Waadtländer Jungsozialist Philipp Müller. 21

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im Dezember wurde der Urner Reto Gamma vom Parteivorstand zum neuen
Generalsekretär gewählt. Der Journalist Gamma hatte das Amt im Herbst interimistisch
vom zurückgetretenen Steiert übernommen, aber lange auf eine eigene Kandidatur
verzichtet. Der Favorit von Präsidentin Brunner setzte sich in der Ausmarchung gegen
Peter Bosshard, Sekretär bei der Erklärung von Bern, durch. 22

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im Mai des Berichtjahres präsentierten die Berner Nationalrätin Simonetta Sommaruga,
der Historiker Tobias Kästli, der Professor für Politikwissenschaft Wolf Linder und der
Könizer Gemeindepräsident Henri Huber im sogenannten Gurtenmanifest zehn Thesen
für eine neue SP-Politik. Sie forderten unter anderem, die Partei solle ihre
Staatsgläubigkeit und Marktskepsis ablegen und die Begrenzung der Zuwanderung
akzeptieren. Parteipräsidentin Christiane Brunner bezeichnete das Papier als gute
Diskussionsgrundlage, distanzierte sich aber von den Ausführungen über die
Sozialpolitik. Der Gewerkschafter und Waadtländer Nationalrat Pierre-Yves Maillard
und drei weitere Linkssozialisten warfen den Autoren vor, die Basis zu verraten, welche
nichts von der Privatisierung wissen wolle und die Umwandlung der SP in eine vierte
bürgerliche Partei zu planen. Welsche Sozialdemokraten unterstrichen, die Betonung
linker Positionen habe wenig mit Traditionalismus und überholter Ideologie zu tun,
sondern sei eine Überlebensstrategie gegenüber der PdA und der SVP. In einem
Grundsatzpapier distanzierten sich prominente SP-Mitglieder vom Gurtenmanifest und
forderten eine liberale Ausländerpolitik ohne Einwanderungsbeschränkungen. 23

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.05.2001
MAGDALENA BERNATH

Für ihr Wahlhappening in Bern übernahm die SP das Motto der deutschen
Sozialdemokraten aus deren letztjährigem Wahlkampf: „Job und Kind – wir wollen
beides“. In ihrer Rede verlangte Parteipräsidentin Christiane Brunner eine
Mutterschaftsversicherung, mehr Krippen und Horte, Tagesschulen und Aufgabenhilfen,
Steuergutschriften für Familien und höhere Kinderzulagen. Diese Forderungen seien
zwar alt, aber immer noch nicht erfüllt. Im Gegensatz zur CVP bestehe eine Familie für
die SP nicht zwingend nur aus Mutter, Vater und Kind, sondern umfasse jede Form des
Zusammenlebens zwischen Erwachsenen und Kindern. Wichtig sei, dass Eltern wirklich
wählen könnten, wie sie Erziehung und Berufsarbeit unter sich aufteilen wollten. 24

WAHLEN
DATUM: 01.09.2003
MAGDALENA BERNATH

Zwei Wochen vor den eidgenössischen Wahlen rief die SVP ihre Delegierten mit einem
Mobilmachungszettel zum Wahlappell in die Diskothek Alpen-Rock-House beim
Flughafen Zürich. Die Schweiz habe zweimal in Zeiten grösster Not, 1914 und 1939, als
die beiden Weltkriege ausbrachen, die allgemeine Kriegsmobilmachung ausgerufen.
Nach Parteipräsident Ueli Maurer sei die Lage heute ernst. Schuld daran seien SP, FDP
und CVP, welche die Schweiz in die Mittelmässigkeit geführt hätten. Maurer appellierte
an die Delegierten, in ihrem Umfeld Wähler zu mobilisieren, und Mitglieder der Jungen
SVP riefen den Anwesenden lautstark die Themen ihrer Wahlkampagne in Erinnerung,
indem sie ihre politischen Forderungen und ihren Unmut über die gegenwärtige Politik
vortrugen. In seiner Rede bemühte sich Bundesrat Samuel Schmid, auch die positiven
Seiten der Schweiz in Erinnerung zu rufen. 25

WAHLEN
DATUM: 06.10.2003
MAGDALENA BERNATH
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Im November wählte die Gewerkschaft VPOD SP-Vizepräsidentin Christine Goll (ZH) zu
ihrer neuen Präsidentin; Goll stellte ihr Amt in der SP auf Ende Jahr zur Verfügung. Ende
Dezember gab Christiane Brunner bekannt, sie werde am 6. März 2004 als
Parteipräsidentin zurücktreten. Sie hatte die Leitung der SP im Herbst 2000
übernommen, als die Partei nach dem Rücktritt von Ursula Koch heillos zerstritten war.
Als aussichtsreichster Anwärter auf ihre Nachfolge galt SP-Vizepräsident Hans-Jürg
Fehr (SH), Chancen wurden auch Preisüberwacher Werner Marti (GL) eingeräumt. Die
Berner Nationalrätin Ursula Wyss wurde als Kandidatin fürs Vizepräsidium gehandelt. 26

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Bei den eidgenössischen Wahlen konnte die SP ihre Vertretung im Parlament um
insgesamt 4 Sitze, 3 davon im Ständerat, erhöhen. Auf die Forderung von SVP-
Parteipräsident Ueli Maurer, der SVP einen zweiten Bundesratssitz zuzugestehen, der
mit Christoph Blocher (ZH) zu besetzen sei, reagierten die Sozialdemokraten mit
Ablehnung. An einer Delegiertenversammlung Ende November bekräftigte die SP-Basis
insbesondere angesichts der Drohung der SVP, auch den Sitz von SP-Bundesrätin
Micheline Calmy-Rey anzugreifen, die Linie der Parteileitung, alles zu unternehmen, um
einen Bundesrat Blocher zu verhindern. Obschon die Sozialdemokraten mit ihrer
Gesundheitsinitiative im Mai gescheitert waren, entschieden sie sich entgegen der
ursprünglichen Absicht der Parteileitung, das Volksbegehren des „Mouvement populaire
des familles“ für eine soziale Einheitskrankenkasse zu unterstützen und je nach Ausgang
der Parlamentsberatungen das Referendum gegen die Revision des KVG zu ergreifen
oder zu unterstützen. Nach der Wahl von Christoph Blocher (svp, ZH) und Hans-Rudolf
Merz (fdp, AR) in den Bundesrat erklärte die SP, sie wolle auf diesen Rechtsrutsch mit
verstärkter Opposition reagieren. 27

WAHLEN
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH

An ihrem ausserordentlichen Parteitag in Basel bestimmten die Sozialdemokraten den
Schaffhauser Nationalrat Hans-Jürg Fehr zum Nachfolger von Parteipräsidentin
Christiane Brunner (GE). Während der als kämpferisch geltende Glarner Werner Marti
eher verkrampft und uninspiriert wirkte, vermochte Fehr die Delegierten mit einer
beherzten Rede und sachpolitisch engagiertem, in eigener Sache bescheidenem und
parteiintern integrativem Auftreten zu überzeugen. Auf Fehr entfielen 531 Stimmen, auf
Marti 360. Zu Vizepräsidenten wurden der Gewerkschafter Pierre-Yves Maillard (VD)
und Ursula Wyss (BE) gewählt. Im Hinblick auf die Abstimmungen vom Mai beschlossen
die Sozialdemokraten ohne Gegenstimme die Ablehnung der 11. AHV-Revision und des
Steuerpakets – für den Abstimmungskampf hatte die Geschäftsleitung einen Kredit von
500'000 Fr. gesprochen. Die Mehrwertsteuererhöhung wurde mit wenigen
Gegenstimmen und Enthaltungen zur Annahme empfohlen. Nach rund dreistündiger
Debatte, in der Bundesrätin Micheline Calmy-Rey ihre Partei zu einer in Sozialfragen
forscheren Oppositionspolitik ermunterte, da Moritz Leuenberger und sie für diese
Dossiers nicht zuständig seien, beschlossen die Delegierten einen pointierteren
Linkskurs – der Antrag der Jusos, aus dem Bundesrat auszutreten, blieb chancenlos.

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.03.2004
MAGDALENA BERNATH

Im September wurde Christian Levrat an der Delegiertenversammlung in Lugano unter
grossem Applaus als Parteipräsident bestätigt. Der im März zum Ständerat gekürte
Freiburger hatte sich rasch entschieden, dass das Mandat in der kleinen Kammer mit
dem Parteipräsidium vereinbar sei. Zwar sei der Arbeitsaufwand im Ständerat höher, als
Berufspolitiker und unter Mithilfe des Vizepräsidiums sei das Doppelmandat, das ja
auch schon von Christiane Brunner gestemmt worden war, aber kein Problem. Er könne
sehr wohl zwischen Ständerat und Parteipräsidium unterscheiden; Sachpolitik und
Parteipolitik kämen sich nur selten in die Quere, so Levrat. 28

PARTEICHRONIK
DATUM: 10.09.2012
MARC BÜHLMANN

1) Presse vom 25.-27.10.99; NZZ, 29.10.99 (FDP); BaZ, 19.11.99 (Forderung nach SP-Sitz); Presse vom 27.11. (SVP-Fraktion), 8.12.
(CVP ) und 15.12.99 (FDP).
2) Bund, 21.10.03; TA, 23.10.03; Presse vom 3.12.03 (Fraktion). Zur CVP-internen Kritik siehe auch NLZ, 6.11.03 (Gernet), NZZ,
7.11.03 (Hartmann) und AZ, 4.12.03 (Carlo Schmid). Zu den Hintergründen des Entscheids der CVP-Spitze siehe auch SoZ,
28.12.03.; Presse vom 20.10. und 21.10.03 (Ankündigung Maurers); TA, 21.10.03 (Fraktionsführung); Presse vom 25.10.03
(Fraktion); Bund, 22.10.03 und TA, 23.10. und 24.11.03 (Kritik); Presse vom 1.12.03 (DV). Zur Vorbereitung der SVP-
Ankündigung siehe LT, 22.10.03 und Blick, 24.10.03.; Presse vom 21.10., 24.10. und 3.12.03.; SGT, 25.6. und 1.7.03; Blick, Bund
und TA, 31.10.03 (Forderungen an die CVP); TA, 22.10.03 (FDP-Sitz); Blick und TA, 30.10.03 (CVP); BZ, 8.11.03 (GP); NZZ,
3.12.03 (SP-Fraktion).
3) Dringlichkeitserklärung: AB NR, 2007, S. 1385 ff. Debatte: AB NR, 2007, S. 1594 ff.; Presse vom 4.10.07. Zur Position der
CVP siehe Bund, 4.10.07.
4) Presse vom 8.4.91; NZZ, 19.1.91; TA, 7.5.91.
5) Blaser et al. (2003): Analyse des votations fédérales du 18 mai 2003, VOX no 81. ; FF, 2003, p. 4668 ss.; FF, 2003, p. 673 s.;
FF, 2003, p. 675 s.; Presse des 24.1, 18.2, 1.3, 3.3, 2.4, 7.4, 26.4 et 19.05.03; Lib., 14.4.03; TA, 19.3 et 25.3.03; BaZ, 8.1.03.
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6) 24h, 6.1.04.; Presse du 24.2.04; TA, 24.2.04.
7) AB NR, 2003, S. 425 ff.; AB NR, 2003, I, Beilagen, S. 251 ff. sowie V, Beilagen, S. 359 ff.; AB SR, 2003, S. 655 ff.; AB SR,
2003, S. 660 f.
8) Amtl. Bull. NR, 1997, S. 2410 ff., Amtl. Bull. NR, 1997, S. 2249 ff.
9) BaZ, 8.7.00.; Presse vom 10.4. und 12.4.00.
10) BBl, 2003, S. 3977 ff.; Presse vom 19.5., 24.5., 27.5., 28.5., 30.6., 14.11. und 1.12.03; WoZ, 7.8.04.
11) AB NR, 1998, S. 1011 ff.; AB SR, 1998, S. 58 ff.
12) AB NR, 1998, S. 655 ff.; AB NR, 1998, S. 660 ff.; AB SR, 1998, S. 12; AB SR, 1998, S. 28 ff.; AB SR, 1998, S. 5 f.
13) Presse vom 18.3. und 13.5.-20.5.00. 
14) R. Meier, «Die Linke, der Sonderfall und die Geschichte», in LNN, 3.11.92.; SP-Pressedienst vom 17.11.92 ; NQ und Suisse
vom 21.11.92; TA vom 16.6.92, 27.6.92 und 9.12.92; Presse vom 4.2.90, 24.2.92, 26.10.92 und 14.12.92; Bund vom 12.10.92; DAZ
vom 22.10.92; NQ vom 25.10.92
15) NZZ, 17.6.94; TA, 18.6.94; Presse vom 20.6.94
16) Presse vom 4.2.97, 3.3.97, 21.5.97 und 30.6.97; TA, 22.3.97; TA, 12.2.97
17) Presse vom 27.8.98
18) Presse vom 26.2. und 27.2.00.; Presse vom 6.3.00.
19) Presse vom 12.5.00.; Presse vom 23.5.00. 
20) Presse vom 29.5.00; NZZ, 27.7. und 4.9.00.
21) Presse vom 16.10.00. 
22) Presse vom 11.12.00.  
23) Presse vom 11.5.01; Bund, 12.5.01; Bund und SGT, 2.6.01; TA, 11.7.01.
24) Presse vom 1.9.03.
25) Presse vom 6.10.03.
26) BZ, 15.11.03; NZZ, 20.11.03; Presse vom 20.12.03; Presse vom 15.8.03.
27) Presse vom 31.10., 8.11., 1.12. und 11.-19.12.03. Bei den kantonalen Wahlen eroberte die SP 15 zusätzliche
Parlamentsmandate; nach den Regierungsratswahlen ist sie im Kanton AR nicht mehr vertreten; in ZH und in SO gewann sie
aber je einen Sitz hinzu.
28) Blick, 27.2.12; TA, 13.3.12; NF, 26.5.12; NZZ, 5.9.12; Presse vom 10.9.12.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22 12


